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Gemeinde Bevern: 3. Änderung des Flächennutzungsplan für das Gebiet östlich der 
Hauptstraße/Landesstraße 110 
Hier: Beteiligung gem. § 3 BauGB. Stellungnahme des BUND-Landesverband SH 

Sehr geehrte Damen und Herren,  

Gemäß der Bekanntmachung vom 03.12.2025 - 
https://daten.verwaltungsportal.de/dateien//publicizing/8/8/0/7/9/Bekanntmachung
_Entwurfs-_und_Veroeffentlichungsbes.pdf - geben wir hiermit unsere Stellungnahme 
zu dem Verfahren ab. 

12. Änderung Flächennutzungsplan 

Wir stimmen der 3. Flächennutzungsplanänderung mit folgender Begründung nicht 
zu.  

Die Änderung des Flächennutzungsplanes dient zur Vorbereitung des 
vorhabenbezogenen Bebauungsplanes. Die Darstellungen im F-Planentwurf 
entsprechen im Folgenden nicht den Gegebenheiten: 

Ausgangslage für die Änderung des F-Plans ist die Ermittlung der Rechtsgrundlagen, 
der Schutzgüter und der Ausgleichserfordernis aufgrund der Darstellungen im 
bestehenden F-Plan und Landschaftsplan der Gemeinde Bevern. Dort ist das 
Plangebiet im südlichen Teil als landwirtschaftliche Fläche definiert. Die Gutachten 
und die Aussagen aus den Stellungnahmen wurden jedoch mit dem Stand einer 
(ungenehmigten) Abfalllagerung und – behandlung begründet. Für die 3. F-
Planänderung muss aber der Sachverhalt zu Grunde gelegt werden, der vor der 
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unrechtmäßig erfolgten Entfernung von Boden, Gehölze bestand und mit den Inhalten 
der Satzung des aktuellen und noch gültigen Flächennutzungsplans.  

Wir halten die 3. F-Planänderung für nicht genehmigungsfähig. Das Plangebiet liegt 
im Außenbereich und ist gem. bestehenden F-Plan eine landwirtschaftliche Fläche. 
Ein Abfallbetrieb ist jedoch als nicht privilegiert definiert und er liegt auch nicht im 
überragenden öffentlichen Interesse. 

Die Planung entspricht nicht den Zielen des Landschaftsplanes. 

Prüfverfahren 

Mit der Planung sollen die Voraussetzungen für eine Abfallanlage geschaffen 
werden, die nach dem Bundesimmissionsschutzgesetz genehmigungspflichtig ist. 
Dem Betrieb, der auf der Gesamtfläche bereits seit einigen Jahren tätig ist, wurde 
aufgrund fehlender Genehmigung nach §4 BlmSchG die Fortführung gerichtlich 
untersagt, eine Räumungsanordnung wurde verfügt (Az.: 5 MB 9/25, 6 B 9/25). 

Für den BUND SH stellt sich die Frage, ob hier eine Abfallbehandlungsanlage 
planerisch zulässig ist. Für einen ordnungsgemäßen Betrieb ist eine 
immissionsschutzrechtliche Genehmigung Voraussetzung. Es ist nicht ersichtlich, ob 
dem Betrieb eine Genehmigung nach §4 BlmSchG in Aussicht gestellt wurde oder 
erteilt werden kann. 

Aufgrund der Gegebenheiten halten wir vom BUND SH aus naturschutzfachlicher und 
umweltrelevanter Sicht für diese Planung eine Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP) 
für erforderlich. Die Abfallanlage ist eine immissionsschutzrechtliche Anlage, von ihr 
gehen erhebliche und negative Umweltauswirkungen aus. Somit ist eine UVP 
durchaus gerechtfertigt. Neben der Verträglichkeit sind auch Vermeidungs- und 
Minderungsmaßnahmen von schädlichen Umweltauswirkungen zu prüfen. Die 
vorliegenden Berichte lassen nicht erkenne, ob diese vollständig abgeprüft wurden. 

Aus dem Umweltbericht ist zu entnehmen, dass auf der südlichen Teilfläche bisher 
neben einer undefinierten Gemengelage auch abgebrochene Straßenbeläge offen 
gelagert und behandelt wurden. Straßenbeläge, vor allem ältere, die vor 1984 
eingebaut wurden, enthalten jedoch problematische Schadstoffe, wie PAK´s 
(Polyzyklische Aromatische Kohlenwasserstoffe), die umwelt- und 
gesundheitsschädlich sind sowie Zuschlagstoffe unbekannter Genese.  

Straßenbeläge können auch asbesthaltig sein. PAK´s sind krebserregend und Asbest 
ist krebserzeugung. Beide Stoffe sind auch für die Umwelt höchst problematisch, da 
sie sich anreichern und persistent sind.  

Das weitere Schadstoffkonglomerat der Abfälle ist uns nicht bekannt, es lässt aber 
zu vermuten, dass auch diese Baustoffen problematische Schadstoffe enthalten. 



 

Werden Straßenbeläge ausgebaut, müssen sie nach den entsprechenden Vorgaben 
untersucht und entsprechend ihrer Belastung entweder entsorgt oder mit einem 
geeigneten Verfahren recycelt werden. Wir können nicht nachvollziehen, ob diese 
Voraussetzungen auf dem Betriebsgelände bisher gegeben waren.  

− Hier sind Prüfungen nach der Altlastenverordnung und dem 
Bundesbodenschutzgesetz vorzunehmen.  

Eine Migration der Schadstoffe in die Umgebung, wie in das benachbarte Gewässer, 
die Vielmoorau, das Landschaftsschutzgebiet (LSG) „Moorige Feuchtgebiete“, in die 
benachbarte Wohnbebauung, sowie in die landwirtschaftlich genutzten Flächen ist 
sehr wahrscheinlich. Die Umgebung des Plangebietes ist daher auf eine Belastung 
mit Schadstoffen aus der Abfallbehandlungsanlage (PAK´s, Dioxine, PCB, KMF, 
Schwermetalle, Asbest) zu überprüfen.  

Es ist zu prüfen, ob es aufgrund der Behandlung und der offenen Lagerung von 
umweltbelastenden Stoffen zu einer Belastung des Grundwassers gekommen ist. 

Planung 

Bei dem Abladen von Bauschutt, deren Bearbeitung, Umlagerung etc. sind 
umweltrelevante Emissionen, wie Stäube und Lärm zu verzeichnen. Schadstoffe 
haften sich an den Stäuben an, sie können sich in der Natur anreichern und auf deren 
Bestand schädigend wirken. Sie können auch gesundheitsgefährdend sein, der 
Mensch kommt über die Atmung und der Haut mit den Schadstoffen in Berührung. 

Aufgrund der Betriebsplanung, künftig den Betrieb zu vergrößern und Bauabfälle zu 
bearbeiten und zu lagern, sind im weiteren erhebliche Emissionen zu erwarten. Das 
Plangebiet liegt im Nahbereich eines Flusses, der Vielmoorau, einem Zufluss der 
Ekholter Au, gem. der WRRL, ein Gewässer 2. Ordnung. Gewässer der WRRL 
unterliegen dem Verschlechterungsverbot.  

Zur Vermeidung einer Staubbelastung in der Umgebung sollen die Abfallstoffe 
beregnet werden. Das Wasser muss danach ggfs. einer Reinigungsstufe unterzogen 
werden. Regenwasser wird Schadstoffe aus den offen gelagerten Baustoffen 
mitnehmen. Daher ist zu prüfen, ob diese vor einer Einleitung in den Vorfluter 
gereinigt werden müssen. Damit sich der ökologische Zustand der Vielmoorau nicht 
verschlechtert, ist belastetes Oberflächen- oder Beregnungswasser in das 
Abwassernetz zu überführen. 

Es ist offen, ob die wasserwirtschaftlichen Anforderungen an die technische 
Ausführung und den Betrieb von Aufbereitungsanlagen, sowie die Lagerung und 
Verwertung von bituminösem Straßenaufbruch, in Anlehnung an die LAGA M 20, 
vorliegen werden. 



 

Erforderliche Gutachten sind transparent und unabhängig zu erstellen. Bei einer 
Beauftragung von Gutachten durch den Betriebsinhaber besteht die Gefahr von 
Interessenkonflikten, sie sollten unbedingt vermieden werden. 

Immissionen 

Es ist beabsichtigt, einem bisher ungenehmigten Abfallbetrieb die Wiederaufnahme 
und eine erhebliche Kapazitätserweiterung zu ermöglichen. Geplant werden 
Materiallieferungen von 135.000 Tonnen jährlich. Das impliziert neben höheren 
Stoffströmen und gewerblicher Lärm auch ein stärkeres Verkehrsaufkommen. Weiter 
in Planung sind Betriebszeiten von täglich 16 Stunden, in der Zeit von 6.00 Uhr bis 
22.00 Uhr und zusätzlich 4 LKW-Fahrten in der Nacht zwischen 22.00 Uhr und 06.00 
Uhr.  

Lärm ist gesundheitsgefährdend und muss weitestgehend vermieden werden. Sind 
Anwohner von Gewerbelärm betroffen, sind Lärmminderungsmaßnahmen zu 
quantifizieren. Die Lärmschutzmaßnahmen sind unser Achtens nicht ausreichend. So 
halten wir zum Schutz der Wohnbebauung u.a. Ruhezeiten nachts und an Sonn- und 
Feiertagen für unabdingbar. Ebenso sind Ausschlusszeiten für den LKW-Verkehr 
festzusetzen. 

Lärm wirkt sich aber auch auf die belebte Umwelt aus (Scheuchwirkung und Verlust 
von Brut – Rastflächen). Hier betrifft es die Biotope und die Flussniederung. 
Angrenzend an das Plangebiet stehen gesetzlich geschützte Biotope, Knicks. Die 
sind vor schädlichen Immissionen zu schützen, hier insbesondere vor Licht, Lärm und 
belastende Stäube. Es sind Maßnahmen zu treffen, die die belebte Umwelt vor 
negativen Einflüssen schützt. 

Verkehr 

Es ist zu prüfen, ob die Ein- und Ausfahrt an dieser Stelle im Bereich zweier Kurven 
verkehrsplanerische zulässig ist. Geplant ist ein erheblich zusätzliches LKW-
Aufkommen von 36.000 An- bzw. Abfahrten jährlich. Das könnte an dieser 
exponierten Stelle zu Unfallgefahren führen. Vor allem Autofahrer vom Süden 
Richtung Bevern kommend, können den Einfahrtbereich erst sehr spät einsehen. 

Natur und Umwelt 

Bei der Ermittlung und Bewertung der Schutzgüter Boden und Natur ist von einem 
natürlichen Istzustand auszugehen. Historische Aufnahmen zeigen, dass vor der 
Betriebsaufnahme auf dem südlichen Teil des Plangeländes Gehölze standen und der 
Boden die Strukturen einer Sukzessionsfläche aufweist. Für die vorzeitige 
Beseitigung von Gehölzen und ggfs. vorhandener Knicks sind noch 
Kompensationsmaßnahmen zu ermitteln und in eine Ausgleichsbilanz zu überführen.  



 

Der gewählte Ausgleichsfaktor für den Konfliktbereich 1 und 2 von 1:0,7 geht von 
einer fehlerhaften Begründung aus: ….„ einer deutlichen Vorbelastungen durch 
langjährige gewerbliche Nutzung“. Die Ausgleichserfordernis in der 3. F-
Planänderung muss aber von den Voraussetzungen von vor der Betriebsaufnahme 
ausgehen, damit ist die südliche Planfläche anders zu bewerten. Auch die 
Baumschulnutzung war bereits seit längerem aufgegeben, wie beschrieben, die 
Fläche befand sich in der Sukzession. 

Die Eingriffsregelung des Landes besagt, dass bei kurzfristig wiederherstellbaren 
Funktionen und Werten (z.B. Trockenrasen – Pionierstadien –, Ruderalfluren, 
Forstkulturen) mindestens im Verhältnis 1 zu 1 auszugleichen ist. Die 
Ausgleichsbilanz ist dementsprechend noch anzupassen. 

Es besteht der begründete Verdacht, dass die südliche Teilfläche bereits als 
Ausgleichsfläche im Rahmen eines Bauleitverfahren für die nördliche Teilfläche 
festgelegt wurde. Das ist zu prüfen und in einer Ausgleichsbilanz zu überführen. 

Aufgrund des Betriebskonzeptes ist davon auszugehen, dass auch nachts die Anlage 
durchgehend vollständig ausgeleuchtet wird. Fledermäuse bedürfen für die Jagd 
jedoch Dunkelkorridore, die Beleuchtung der Lagerflächen wird auch bei 
fledermausfreundlichen Lampen in Nahbereiche, zum Knick, zu den Freiflächen und 
zur Flussniederung hin, ausstrahlen. Daher sind zum Schutz der Fledermäuse für die 
Zeiträume Frühjahr bis Herbst Abschaltfristen für die nächtliche Beleuchtung 
festzusetzen.  

 

Wir bitten um die weitere Beteilung und um die Zusendung des 
Abwägungsergebnisses. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Marina Quoirin-Nebel 

f. d. BUND SH 


